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Zur Diskussion „drinnen und draußen“ nach dem Bruch zwischen der RAF und der Mehrheit der Gefangenen 


Die Auseinandersetzungen zwi- 
schen den Gefangenen aus RAF und 
Widerstand (siehe dazu den Artikel 
„Kampf zweier Linien“ in ak 358 
vom 22.9.93) ließen eine Zäsur 
schon seit Monaten wahrscheinlich 
werden. 


Nach der Erklärung der RAF vom April 
1992 (siehe ak 342 vom 6.5.92), in der sie 
ihre neue Politik begründet, gab es öffent- 
liche Kritik daran zunächst nur von den 
Gefangenen aus dem Widerstand Ali 
Jansen, Bernhard Rosenkötter und Micha- 
el Dietiker (ak 343 vom 3.6.92). Erst die 
ausführlichere August-Erklärung derRAF 
wurde vom RAF-Gefangenen Christian 
Klar in einem kurzen Leserbrief in der 
„Konkret“ (Nr. 11/92) als „‚links-deutsche 
Einseiferei“ qualifiziert. In Briefen äußer- 
ten auch die RAF-Gefangenen Eva Haule, 
Brigitte Mohnhaupt, Heidi Schulz und 
Rolf Heißler Kritik an der neuen Politik 
der Illegalen. Allerdings beschränkte sie 
sich auf deren Zwei-Fraktionen-Theorie 
im Staatsapparat und die Einschätzung der 
KGT-Initiative (sog. „Kinkel-Initiative‘; 
KGT: Koordinieningsgruppe Terroris- 
musbekämpfung). Gegen das grundsätzli- 
che Konzept der neuen Linie (Gegen- 
macht von unten, Gradualismus/Refor- 
mismus, Staatsbegriff) wurden von den 
Gefangenen jedoch keine Einwände erho- 
ben. Die von Helmut Pohl im Namen von 
sieben weiteren Gefangenen aus der RAF 
im August 1993 abgegebene Erklärung 
(ak 358), in der der von der KGT initiierte 
Vorschlag einer kurzzeitigen Zusammen- 
legung der Gefangenen zur Unterzeich- 
nung einer Kapitulationserklärung zu- 
rückgewiesen wurde, enthält keinerlei 
Grundsatzkritik an der Politik der Illega- 
len. 

GenossInnen, die „draußen“ die Neube- 
stimmung aus feministischer, kommuni- 
stischer oder traditionell-antiimperialisti- 
scher Sicht kritisierten, wurde häufig mit 
dem Entsolidarisierung- und Spaltungs- 
vorwurf begegnet. Diese Methode feiert 


in der Erklärung der RAF vom 6.11, 
„una Qüuch in der Erklärung der RAT yom 6.11. ® 
werden die”. Kritikerinnen pauschal ‘als. 


„SchwätzerInnen, die: nur Scheindiskus- 
sionen führen ‚und sich nie praktisch’ 
verhalten haben“, diffamiert. 


Der Bruch 
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- Ende der 70er Jahre in die DDR exilierten 
RAF-AussteigerInnen und späteren Kron- 


bezieht sich die Passage von Eva Haule in 
ihrer Prozeßerklärung, in der sie eine 
Wiederaufnahme des bewaffneten Kamp- 
fes der RAF für den Fall ablehnt, daß 
dieser Schritt mit der Situation der Gefan- 
genen begründet wird. „Wirlehnen das ab, 
einen von jeder politischen Bestimmung 
entleerten Aktionismus der RAF im Zu- 
sammenhang mit uns wollen wir nicht, 
und einen Tauschhandel wird es mit uns 
nicht geben.“ (clockwork 129a, Nr.33/34) 

Hier wie in ähnlichen Einschätzungen 
fehlt jedoch ein Nachdenken darüber, ob 
das bittere Wort von der „Befreit die 
Guerilla-Guerilla“ jenseits aller Polemik 
nicht seit 1975 einen realen Kern gehabt 
hat. Schließlich hatte auch Helmut Pohl in 
einem FR-Interview im Hinblick auf die 


„draußen“ vermeiden einen so eindeuti- 
gen Bruch mit den Cellern und Birgit 
Hogefeld. Schließlich ist deren Vorgehen 
(auch wenn es als subjektiver Verrat an den 
elf Gefangenen empfunden wird) nicht 
gleichzusetzen mit politischen Verrat, der 
"allein diesen völligen Bruch rechtfertigen 
würde. 


Fragen an die RAF 
und die Gefangenen 


Mehrere GenossInnen formulierten Fra- 
gen an beide Gruppen. Sie machen Wider- 
sprüche offen, die durch die scheinbare 
Klarheit des momentanen Bruchs ver- 
deckt wurden. Nur einige Beispiele: 
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zeugInnen erklärt, daß diese ursprünglich 
nur aus humanitären Erwägungen zur 
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An diejenigen Gefangenen, die den 
Brief von Brigitte Mohnhaupt unterstüt- 
zen, haben GenossInnen zum Beispiel 
folgende Fragen (aus „interim“ Nr. 263, 


MIA NIE MIN. 


repräsentanten von staat und wirtschaft‘ sammenhang mit dem letzten Hunger- 
von uns initiiert wurde. allerdings ein streik 1989 und der damit verbundenen 
gutes jahr früher, als er kam ... wir verhältnismäßig großen Mobilisierung um 
gefangenen haben ursprünglich unseren “die Durchsetzung der Forderungen der 
kurs auf ‚diskussion‘ und ‚zäsur‘ seitende Gefangenen? Dann wäre der Eindruck 
der 80er jahre ... keineswegs aus einer vermieden worden, die Initiative der RAF 
‚aufgabe des kampfes‘ heraus gemacht, sei eine Reaktion auf die Koordinierungs- 
wir haben es in der überzeugung gemacht, gruppe Terrorismusbekämpfung und spie- 
daß vor den ergebnissen des kapitalisti- le deren Kalkül in die Hände. 
schen durchmarsches eigentlich viele Das verbreitete Interesse an der Klärung 
mehr als vorher sehen müßten, daß jetzt von Fragen und Widersprüchen vor einer 
eine situation realität wird, aus deren vorschnellen Positionierung ist positiv zu 
antizipation wir 20 jahre gekämpft haben, bewerten und könnte dahingehend inter- 
um sie zu verhindern.“ Trotz seines pretiert werden, daß die Diskussionen der 
Abgrenzungsversuchs von der Zäsur der letzten Jahre Ergebnisse zeigen. Statt sich 
RAF wird aus diesen Sätzen der inhaltli-  kritiklos der Politik der Gefangenen unter- 
che Unterschied nicht deutlich. Denn die zuordnen, wird versucht, stärker eigene 
RAF wirft ihrerseits den Gefangenen vor, Kriterien für eine Auseinandersetzung mit 
deren Politik bei Beibehaltung der prinzi- 
piellen Solidarität zu entwickeln. 

Die Fragen an die Celler Gefangenen 
und Birgit Hogefeld lauten: 
— Reduziere deren Position (daß die Ge- 
fangenenfrage und die Rekonstruktion 
revolutionärer Politik mittlerweile nichts 
mehr miteinander zu tun hätten) die 
Bewegung draußen nicht auf das Initiieren 
von Menschenrechtskampagnen und hu- 
manitäre Solidarität? 
— Führe diese Position nicht, zu Ende 
gedacht, dazu, daß alle Gefangenen versu- 
chen würden, individuelleinen Ausweg in 
die Freiheit zu finden, wobei der Preis, den 
sie dafür zahlen müßten oder wollten, 
davon abhänge, wie weit er oder sie zu 
RN Kompromissen bereit seien? 
et 


Kine 


Noch 1987 schrieb ein damaliger Protago- 
nist der Amnestiekampagne und langjäh- 
rige Konkret-Publizist Wolfgang Pohrt: 
„Der Fehler der RAF war weder die 
Anwendung von Gewalt noch waren es 
Kriminaldelikte, sondern ihr Fehler war 
die Niederlage im antiimperialistischen 
Kampf. Der RAF diesen Fehler zu verzei- 
hen und die Mitglieder dieser Gruppe zu 
amnestieren, haben die Grünen, die Frie- 


ae 
sie hätten eine Deeskalations-Erklärung 
gewollt, ohne dabei die Notwendigkeit 
„eine(s) Kampfproze(sses für) neue Aus- 
gangsbedingungen“ zu sehen. Warum ha- 
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kehrsordnung — Dokumente der RAR, 
Berlin 1987, S. 19). i 
Heute will Konkret-Herausgeber Grem- 
liza der angesprochenen Klientel eine 
solche Generalamnestie nicht mehr zumu- 


ne uensbewegten. der "akademische: Mittel--"-- 
nr) stand, die Pfaffen, die Linken und der Rest : 
allen Grund.“ (in: Die alte Straßenver- - 


sionen führen ‚und sich nie praktisch‘ 
verhalten haben“, diffamiert. 


Der Bruch 


Am 29.10.93 veröffentlichte die Frankfur- 
ter Rundschau eine von Brigitte Mohn- 
haupt im .Namen von Irmgard Möller, 
Hanna Krabbe, Christine Kuby, Sieglinde 
Hofmann, Rolf Heißler, Rolf Clemens 
Wagner, Eva Haule, Adelheid Schulz, 
Christian Klar und Helmut Pohl abgege- 
bene Erklärung, in der die Genannten 
ihren Bruch zur RAF und den Celler 
Gefangenen Knut Folkerts, Karl-Heinz 
Dellwo, Lutz Taufer sowie zu Birgit 
Hogefeld bekanntgeben. ‚Der Inhalt un- 
serer Beziehungen ist zerstört, eine andere 
Entscheidung als die Trennung nicht mehr 
möglich. Wir haben den Endpunkt der 
Entwicklung in die politische Agonie 
erreicht, die 1992 damit anfing, daß die 
Grundlagen unserer Politik weggekippt 
wurden, und heute damit aufhört, daß 
unser Leben und unser Kampf hinter 
unserem Rücken abgewickelt werden sol- 
len. Seit Mai haben die Gefangenen in 
Celle die Abwicklung von RAF und 
Gefangenen in Gang gesetzt, mit Einver- 
ständnis der Illegalen.“ (siehe auch ak 
360) j j 

Hintergrund dieser Vorwürfe ist, daß die 
Celler im Einvernehmen mit den Illegalen 
und der in Bad Kleinen verhafteten und 
seither in Einzelisolation inhaftierten Bir- 
git Hogefeld über den Westberliner Grü- 
nen-Politiker und Ex-Verteidiger von 
RAF-Gefangenen Christian Ströbele Kon- 
takt zu führenden Personen aus der Wirt- 
schaft (Edzard Reuter) und des öffentli- 
chen Lebens (Ignaz Bubis) aufgenommen 
haben, damit diese Einfluß auf die Bun- 
desregierung nehmen, um eine Lösung der 
Gefangenenfrage zu erreichen. Andern- 
falls, das sollten sich die Herrschenden 
womöglich so denken, würde die RAF 
vielleicht zur Konfrontation zurückkeh- 
ren, um Druck auszuüben. Die RAF-Er- 
klärung zum Anschlag auf den Weiterstäd- 
ter Knast hatte jedenfalls diese Verbindung 
hergestellt. 

Die Auseinandersetzung zwischen RAF 
und Gefangenen hat somit nichts damit zu 
tun, obeine Gruppe für oder gegen Gewalt 
ist. Statt dessen geht es um die Frage, ob 
revolutionäre Gewalt eingesetzt werden 
soll, um den Druck auf die Regierung zu 
erhöhen, sich in der Gefangenenfrage zu 
bewegen, oder ob es jenseits davon eine 
eigenständige politische Bestimmung der 


RAF im Sinne einer revolutionären Inter- " 


vention in der Metropole gibt. Darauf 


zeugInnen erklärt, daß diese ursprünglich 
nur aus humanitären Erwägungen zur 
RAF gestoßen waren, da sie die Situation 
der Gefangenen zum Handeln motiviert 
habe. ; . 
So wie sich die Spaltung bisher’ ent- 
wickelt, ist ihr Verlauf eher fatal. Nicht die 
Trennung an sich ist zu kritisieren, denn 
inhaltslose Zusammenhalte-Appelle sind 
zwar gut gemeint, können aber notwendi- 
ge Analysen und neue Perspektiven behin- 
dern. Problematisch ist der Auslöser des 
Bruchs: der versuchte „Deal“ der Celler, 
Birgit Hogefelds und der Illegalen mit 
Staat und Kapital, aber nicht die „neue 
Politik“, die dazu führte. 

Es ist verständlich, daß sich die elf 
Gefangenen persönlich hintergangen fühl- 


ten, als sie erfuhren, daß hinter ihrem 


Rücken über ihre Zukunft verhandelt 
werden sollte. Diese Geheimhaltung wur- 
de von den Cellern damit begründet, daß 
die Initiative sonst von den anderen 
Gefangenen verhindert worden wäre. 
Kein Wunder, daß diese sich subjektiv 
verraten fühlen und entsprechend reagie- 
ren. (Die Briefe von Heidi Schulz, Rico 
Prauss, Christian Klar, Helmut Pohl, Rolf 
Heißler sowie die Prozeßerklärungen von 
Rolf Clemens Wagner und Eva Haule sind 
in der aktuellen Clockwork 129aNr. 33/34 
dokumentiert.) Zugleich jedoch korre- 
spondieren die teilweise übertriebene Här- 
te, vor allem gegenüber Birgit Hogefeld, 
und die Vorwürfe gegen die Illegalen mit 
dem Fehlen einer kritischen Aufarbeitung 
der eigenen Stellungnahmen zur neuen 
Politik oder dem Frontprozeß in den 80er 
Jahren. So schreibt Heidi Schulz in dem 
erwähnten Brief an Birgit Hogefeld bei- 
spielsweise: „lauter solche fragen hatte 
ich im zusammenhang mit bad kleinen und 
deinen briefen in der taz danach. und, wie 
ist.sie in der lage, so einen brief nach 
wolfgangs tod zu schreiben und dem 
taz-publikum zum konsum anzubieten. ... 
ich, und alle, die schon lange“kämpfen, 
haben anders als du, nicht nur einmal 
erlebt, wie lebens- und kampfgefährtinnen 
und -gefährten von der.killmaschine die- 
ses staates ermordet wurden. deswegen 
weiß ich, daß es für schmerz, der so tief 
geht, keine worte gibt. und keine/r hätte es 
‚gebracht‘, darüber zu schwätzen, ausge- 
rechnet den schmerz zur ware (für szene- 
konsumenten) zu machen. wie du das 
bringst...“ 

Die meisten der bisher bekanntgewor- 
denen Stellungnahmen von GenossInnen 
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. Ende der 70er Jahre in die DDR exilierten 
RAF-AussteigerInnen und späteren Kron- 


An diejenigen Gefangenen, die ‘den 
Brief von Brigitte Mohnhaupt unterstüt- 
zen, haben GenossInnen zum Beispiel 
folgende Fragen (aus „interim“ Nr. 263, 
264, 265, 267): 

— Die ‚Lübecker Gefangenen Irmgard 
Möller, Hanna Krabbe, Christine Kuby 
hatten sich zunächst neben den Cellern 
aktiv für die neue Politik der RAF nach der 
April-Erklärung eingesetzt; Irmgard Möl- 
ler hat diese Erklärung im Namen aller 
Gefangenen unterstützt. Bisher gibtes von 
ihnen keine öffentliche Stellungnahme, an 
welchem Punkt für sie der Bruch mit 
dieser Politik einsetzte. Diese Frage stellte 
den Lübeckerinnen auch der Gefangene 
aus dem Widerstand Norbert Hofmeier, 
der eine kritische Unterstützung für die 
Celler und Birgit Hogefeld erkennen läßt. 
— Helmut Pohl schrieb noch in seiner 
August-Erklärung: „Heute kommt man 
wohl nicht mehr daran vorbei, den Versuch 
(KGT-Initiative, d. Verf.) als überholt 
anzusehen. Wenn (...) sie glauben, die 
Ernte der letzten zwei Jahre einfahren zu 
können (...), dann kann ich ihnen gleich 
antworten. Ich mache die politische Aus- 
sage, die ich die letzten Jahre vertreten 
habe, heute nicht mehr. Die Möglichkeit, 
die in der Zäsur gesteckt hat, dürfte vorbei 
sein.“ Hier wäre doch zumindest ein 
Ansatz zum Weiterdiskutieren. Wenn Hel- 
mut Pohl in der neuen Politik eine Zeitlang 
positive Momente gesehen hat, würde 
mensch gerne wissen, worauf sich diese 
Hoffnungen gegründet haben. Wann und 
warum hat er, anders als die Celler, davon 
Abstand genommen? Helmut Pohl äußerte 
sich dazu bislang in seiner Erklärung vom 
August wie folgt: „Wir wußten, daß wir 
dafür (gemeint ist die Zäsur, Anm. ak) nur 
einen engen Zeitraum des Übergangs im 
Umbruch haben, weil dann die Auswir- 
kungen des Umbruchs voll herausgekom- 
men sein werden und daß dann gesell- 
schaftlich und politisch soviel an neuem 
Überlebenskampf ... aufbricht, daß davon 
die politische Möglichkeit dafür erdrückt 
wird und es damit auch für eine Lösung 
unseres Gefangenenproblems zu spät ist.“ 
- Die RAF schreibt in ihrer Replik auf 
Brigitte Mohnhaupts Brief, daß es ca. 
1990 von einigen Gefangenen, in deren 
Namen diese dort spricht, eine Initiative 
gab, die Illegalen zur Einstellung des 
bewaffneten Kampfes zu bewegen, um die 
Möglichkeit einer Freilassung der Gefan- 
genen zu erleichtern. Helmut Pohl hat in 
der schon erwähnten August-Erklärung 
bestätigt, „daß auch der schritt zur einstel- 
lung von ‚gezielt tödlichen aktionen gegen 
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sie hätten eine Deeskalations-Erklärung 
gewollt, ohne dabei die Notwendigkeit 
„eine(s) Kampfproze(sses für) neue Aus- 
gangsbedingungen“ zu sehen. Warum ha- 
ben die Gefangenen nicht genauer ge- 
schrieben, wo die Unterschiede liegen, um 
zu verhindern, daß sich die einzelnen 
Gruppen in einer unsolidarischen 
Schlammschlacht gegenseitig um die Oh- 
ren hauen, wer zuerst für eine Zäsur 
gewesen sei. 

An die von den Cellern unterstützte 
Position der RAF werden von verschiede- 
nen GenossInnen u.a. folgende Fragen 
gestellt: 

— Ist es für sie vorstellbar, den bewaffne- 
ten Kampf mit der Begründung wieder 
aufzunehmen, daß sich in der Gefange- 
nenfrage nichts bewegt habe? Wird die 
Reduzierung auf die Gefangenen nicht als 
problematisch empfunden? Außerdem sei 
es widersinnig, mit der Wiederaufnahme 
einer politischen Praxis zu drohen, die 
gerade erst als gescheitert bzw., wie in der 
Aprilerklärung der RAF formuliert, „an 
eine politische Grenze gestoßen“ sei. 

— Auch die Begründung 

für die letzte militante Akti- 

on der RAF (der Anschlag 

auf den Knast in Weiter- 

stadt) wird unter diesem 

Aspekt betrachtet. Es wird 

festgestellt, daß diese Akti- 

on von vielen der RAF 

gegenüber bisher kritisch 

eingestellten Menschen als 

gelungener Angriff auf das 

Knastsystem begrüßt wur- 

de. Nach den letzten Ver- 

lautbarıngen der RAF je- 

doch bekomme die Erklä- 

rung zur Aktion eine andere 

Bedeutung, indem sie als 

Verhandlungsmasse gegen- 

über dem Staat fungiert. 

- Die Kritik an der Ver- 

knüpfung des Prozesses der 

Neubestimmung revolutio- 

närer Politik ° mit dem 

Kampf um die Freiheit der 

Gefangenen, wie in der 

April-Erklärung formuliert, 

wird erneut kritisiert und 

für den Bruch mitverant- 

wortlich gemacht, 

- Der Zeitpunkt der Zu- 

rücknahme der Eskalation 

nach der Lancierung der 

KGT-Initiative wird in Fra- 

ge gestellt. Warum erfolgte 

dieser Schritt nicht im Zu- ‘ 


Hip Hop 
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kehrsordnung — Dokumente der RAF, 
Berlin 1987, S. 19). j 
Heute will Konkret-Herausgeber Grem- 
liza der angesprochenen Klientel eine 
solche Generalamnestie nicht mehr zumu- 
ten. Er schlägt in Konkret 1/94 ganz 
realpolitisch vor: „Die Mitrevoluzzer von 
einst aber, die nur malten, was jene taten, 
müßten nun, da sie etwas geworden sind: 
Minister, Land- und Stadtrat, Bürgermei- 
ster, Präsidentenbegleiter, Literaturpreis- 
träger, Talkshow-Stammgast, endlich ihr 
auch auf Kosten ihrer Genossen von 
gestern gewonnenes Renommee nutzen, 
um ihren Freunden von heute zu sagen: 
daß endlich Schluß sein muß mit den 
Mißhandlungen und alle, die den ‚bewaff- 
neten Kampf‘ aufgeben, wie andere Delin- 
quenten nach zwei Dritteln ihrer Haftzeit 
(bei Lebenslänglichen nach fünfzehn Jah- 
ren) freizulassen sind.‘ (Hervorhebung 
ak) Zu der Argumentationslinie von Pohrt 
hat die damalige Kritik an dessen Amne- 
stiekampagne nichts von ihrer Gültigkeit 
verloren. Doch auch wenn es Pohrt damals 
schon um die Abwicklung des bewaffne- 
ten Kampfes ging, versuchte er doch 
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immerhin, die Freiheit für alle Gefangenen 
zu erreichen. 

Demgegenüber hat sich Gremliza jetzt 
mit seinem Vorschlag auf die Linie der 
KGT begeben. Da zumindest die acht 
Gefangenen, die Helmut Pohls Brief vom 
August 1993 unterschrieben haben, keine 
Distanzierungserklärung in Gremlizas 
Sinne abgeben wollen, hat er ihnen mit 
seinem Kommentar die Solidarität aufge- 
kündigt. Zu Zeiten des letzten Hunger- 
streiks 1989 las sich das auch bei ihm noch 
anders. Damals sollten noch alle ohne 
Vorbedingungen raus. Aber auch seine 
Empfehlung an die Gefangenen, nicht auf 
der Kontinuität ihres Kampfes für die 
Zukunft zu bestehen, da dies nur der Justiz 
erleichtern würde, diese weiter in Haft zu 
halten, bewegt sich im Rahmen der staat- 
lichen Erpressungslogik. 


In der linken Debatte ist die Frage nach 
Kontinuitä/Niederlage des Kampfes der 
RAF trotz des von den Hlegalen einge- 
räumten Scheiterns ihrer bisherigen Stra- 
tegie notwendig. Im Verhältnis zum Staat 
aber darf diese Frage keine Bedeutung 
haben. Die Gefangenen werden nicht 


wegen dieser oder jener Fehler weiter in 


Haft gehalten oder freigelassen. 


Die Auswirkungen des Bruchs unter den 
Gefangenen waren auch auf einer Konfe- 
renz vom 17.-19.12.1993 in Dassel/Sol- 
ling spürbar, die der Organisierung der 
weiteren Solidaritätsarbeit dienen sollte. 
Obwohl schon seit dem Frühjahr vorberei- 
tet, war sie der — gescheiterte - Versuch, 
zu einer gemeinsamen Verständigung über 
aktuelle Schritte nach dem Bruch zu 
kommen. So zog sich der „Arbeitskreis 
Drinnen & Draußen Celle“ aus der Konfe- 
renzvorbereitung zurück, weil er befürch- 


tete, daß die Celler Gefangenen, die sie 
regelmäßig besuchen, auf der Konferenz 
„‚für. Anpissereien und Verschwörungs- 
theorien herhalten sollen“ (aus der Erklä- 
rung „Warum sich der ‚AK Drinnen und 
Draußen Celle‘ an der Durchführung der 
Arbeitskonferenz nicht weiter beteiligt“). 

Im Gegensatz zu dieser Verteidigung 

der Celler Gefangenen versuchte die ver. 
bliebene Konferenz-Vorbereitungsgruppe 
einerseits die Grundlagen der neuen Poli- 
tik zu retten und andererseits eine offene 
Kritik an den Gefangenen um Brigitte 
Mohnhaupt zu vermeiden. 
Dieser Spagatversuch endete leider nicht 
nur mit einem Bänderriß, sondern führte 
zur vorzeitigen Auflösung der größten 
Konferenz-Arbeitsgruppe. Ursache: „in- 
tensives Schweigen“. Andere Gruppen 
resümierten, daß es zur Zeit in der BRD 
„kein revolutionäres Selbstverständnis“ 
gebe. Das antiimperialistische „Wir“, das 
im Frontprozeß der 80er Jahre überstrapa- 
ziert wurde, sei untergegangen. 

Im Gegensatz zu diesem Versuch, in 
dem Konflikt eine neutrale Haltung einzu- 
‚nehmen, zeichnet sich die Stellungnahme 
der Schweizer GenossInnen vom Komitee 
gegen Isolationsfolter (KGI) durch eine 
Positionierung aus. Sie halten den offenen 
Bruch für längst überfällig. 
Bezugnehmend auf die von ihnen schon 
früher an der RAF geübte Kritik schreiben 
sie: „Es ist immer die politische Schwäche 
der eigenen, der revolutionären Seite, 
welche die Grundlage für letztliche Nie- 
derlagen schafft. Und eine der politischen 
Schwächen ist, daß das Projekt RAF keine 
Fortsetzung ihrer ursprünglichen Aus- 
gangslage fand und deshalb den notwen- 
digen Schritt oder Sprung in der objektiv 
veränderten Situation nicht schaffen konn- 
te ... Zentraler Punkt dieser Schwäche ist 


das frühe Verlassen einer Klassenpositi- 
on...“ (aus einem Flugblatt der, KGI vom 
November 1993 unter der Überschrift 
„Der Bruch betrifft auch uns“). . 
Eine zentrale Schwäche der BRD-Lin- 
ken istes, nicht schon früher eine Kritik an 
der RAF von revolutionären Positionen 
aus begonnen zu haben. Das wäre eine 
Unterstützung für die GenossInnen in den 
Knästen und für die Illegalen bei ihrer 
Positionsbestimmung gewesen. ‚Einige 
Genossen haben jüngst eine Initiative 
begonnen, die diese Diskussion fördern 
soll. Sie verstehen sich als Kommunisten, 
die das Entstehen der Metropolenguerilla 
in den 70er Jahren als Vorantreiben kom- 
munistischer Theorie und Praxis begriffen 
haben und die aktuelle Debatte um die 
‚triple opression’ (das Vorhandensein von 
kapitalistischer, rassistischer und patriar- 


„chaler Unterdrückung als eigenständige 


Widersprüche in der Gesellschaft) als eine 
Weiterentwicklung begreifen. 

Von diesen Prämissen ausgehend doku- 
mentieren sie Beiträge von Äntiimperiali- 
stInnen, Feministinnen und Kommuni- 
stInnen, die sich mit der Politik der RAF 
und des antiimperialistischen Widerstands 
seit Mitte der 80er Jahre auseinanderset- 
zen. Die Broschüre soll demnächst beim 
GNN-Verlag erscheinen. (InteressentIn- 
nen können sich an folgende Adresse 
wenden: Broschürengruppe, c/o Kopierla- 
den M99, Manteuffelstr. 99, 10997 Berlin. 
Die Genossen bitten, bei Nachfragen 
Rückporto beizulegen.) 

Schließlich gibt es zu dem Konflikt 
noch eine Stellungnahme mit einer klaren 
Parteinahme für die Gefangenen um Bri- 
gitte Mohnhaupt seitens einer bewaffnet 
kämpfenden Gruppe, der antiimperialisti- 
sche Widerstandszelle Nadia Shehadah. 
Die Gruppe hatte in den letzten Monaten 


militante Aktionen gegen die Wohnung 


eines GSG 9-Beamten in Solingen, gegen ' 


die Jurafakultät der Universität Hamburg 
und gegen die Zentrale der Arbeitgeber in 
Köln durchgeführt. Sie verbindet damit 
den Anspruch, revolutionäre Politik aus 
dem Frontkonzept weiterzuentwickeln 
und in die Praxis umzusetzen (die Erklä- 
rungen waren jeweils in der „interim 
abgedruckt). In einer Erklärung vom 
13.12.93 (interim nr. 266) hat sich die 


Gruppe in die aktuelle Auseinanderset- 


zung eingeschaltet, in der sie ihren Bruch 
zur RAF und ihre Unterstützung der elf 
Gefangenen verdeutlichen. „daß diejeni- 
gen, die für die 2.11.-erklärung (Antwort 
der RAF auf Brigitte Mohnhaupts Brief, 
Anm. ak) insbesondere auf brigitte (die im 
oktober die ihr gerade bekannt geworde- 
nen fakten öffentlich gemacht hat) verbal 
eindreschen, ist auch ein angriff auf alle, 
die sich seit jahren, zum teil seit jahrzehn- 
ten, dern kampf der revolutionären gefan- 
genen verbunden fühlen,“ 

Am Schluß der Erklärung wird „solida- 
rität mit denen aus der roten armee 
fraktion, die vom brd-staat in lübeck, köln, 
frankfurt, schwalmstadt, frankenthal, 
bruchsal und aichach als geiseln festgehal- 
ten werden“ gefordert. Hier werden die 
Celler nicht mehr erwähnt. 
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Alle müssen raus! 


Der Bruch unter den Gefangenen darf den 


Blick auf das staatliche Kalkül nicht 
verdecken. Die KGT-Initiative ist nicht 


etwa gescheitert, wie jene meinen, diesich 


anfangs Chancen damit ausrechneten. 
Vielmehr steht sie, wie Rolf Heißler 
schrieb, in voller Blüte und emntet“ihre 
ersten Früchte. Sie ist das staatliche 
Instrumentarium, das der aktuellen Situa- 


1 i . i ie i ältni ffen, die den eigenen JJ/Westberlin 
I REHRTIDE HHCHE KUIEC GES Aa Anse des bisherigen gesellschaftlichen halb der Arbeiterklasse, „die ich als hältnisse zu, scha & 


tion unter den Gefangenen am besten 
angepaßt ist. 

Geheimdienststrategen wie Lochte wa- 
ren die Vordenker dieser differenzierteren 
Gegenstrategie. Vorbild ist das Vorgehen 
gegen den militanten Widerstand in Italien 
Ende der 80er Jahre. (Deshalb ist es 
vielleicht hilfreich, die Diskussionen des 
italienischen Widerstandes über die Fra- 
gen der Amnestie, der Perspektive eines 
revolutionären Kampfes, der Zäsur darin 
etc., die deutliche Parallelen zur Debatte 
in der BRD zeigen, zur Kenntnis zu 
nehmen. Die Debatte ist ausführlich doku- 
mentiert in 5 Heften der Reihe „- texte — 
Dokumentation zur Zeitgeschichte“, die 
über die Gruppe 2, Fasanenstraße 142, 
82008 Unterhachingen bestellt werden 
können.) 

Durch kleine Zugeständnisse sollen 
schon bestehende Brüche unter den Ge- 
fangenen verstärkt werden. D.h. zur Zeit 


Andrea Sievering, 
schwerkranker, sei 
Befangener zwei 
assung durch öffentlichen D i 
Freilassung erreichen. Ein Teil der ee 
genen soll auf unabsehbare Zeit hinter 
Gittern bleiben. Dazu dienen auch di 
aktuellen Prozesse gegen Gefangene die 
bereits in der Vergangenheit teilweise zu 
mehrmals lebenslänglich 


den. verurteilt wur- 
Daher gilt fi 
der Di für uns draußen ungeachtet 


renzen: Sie müssen alle raus! 


P. und D., Berlin 


